


















Fraktion Bündnis Die Gruenen 

im Stadtrat Soltau 

 

Herrn 

Bürgermeister der Stadt Soltau 

 

Antrag 

 

Der Rat der Stadt möge beschliessen: 

 

Die Satzung der Stadt Soltau vom 1. 10. 2014 über die Erhebung von Beiträgen 

nach § 6 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes für 

straßenbauliche Maßnahmen wird wie folgt geändert: 

§ 11 Abs. I wird aufgehoben. 

Neufassung: Jede und jeder Grundsteuerpflichtige der Stadt entrichtet nach 

dieser Satzung einen jährlichen Beitrag in Höhe von drei Prozent der für ihn 

oder für sie festgesetzten Grundsteuer als wiederkehrenden 

Straßenausbaubeitrag. 

Unbebaute Land- und Forstwirtschaftliche Flächen sind ausgenommen. 

Ausgenommen sind ferner Grundstücke für eine Frist von dreissig Jahren nach 

ihrer Erschliessung, sowie für eine Frist von zwanzig Jahren nach einer 

beitragspflichtigen Strassenausbaumassnahme. 

Die Einnahmen werden als Rückstellung in die Bilanz der Stadt eingestellt und 

sind zweckgebunden für Strassenausbaumassnahmen zu verwenden. 

 

Begründung: 

Eine Bürgerinitiative hat in Munster Gebührenbescheide für 

Strassenausbaubeiträge in fünfstelliger Höhe pro Anlieger ermittelt. Unstreitig 

ist dies finanziell nicht tragbar für junge Familien oder Rentner oder 

Rentnerinnen. Die Stadt stellt beispielsweise bei Fahrbahnerneuerungen den 

Anwohnern oder Anwohnerinnen Kostenanteile in Rechnung. Andere Anlieger 

und Anliegerinnen werden unverhofft zu Kosten von neuen Strassenlampen 

herangezogen, die eigentlich im Interesse der Allgemeinheit liegen. 

  

Ratsmehrheit und Bürgermeisterin in Munster haben sich daraufhin sehr 

geschlossen gegen den Wunsch nach Abschaffung der Strassenausbaubeiträge 

ausgesprochen. Irgendjemand müsse die Massnahme schliesslich bezahlen. 

 

In Soltau hatte der Rat einen Fachanwalt hinzugezogen. Auch er hat die Idee 

des Gebührenverzichts verworfen. Fiskalisch führe dies lediglich zu einer sehr 

fatalen Folge: Während Zahlungen der Bürger und Bürgerinnen in Form von 

Gebühren zweckgebunden für die Abrechnung der Baumassnahme reserviert 

blieben, sei dies bei einer alternativen Finanzierung über die Grundsteuer nicht 

mehr garantiert. 

Da Haushalte wie gegenwärtig in Munster oder in der Vergangenheit in Soltau  

kaum auszugleichen gewesen seien, würden die Mittel als allgemeine 



Steuereinnahmen gleichsam in ein Fass ohne Boden gelangen und seien dort 

für die Abrechnung der Baumassnahme nicht mehr verfügbar. 

 

Die Grünen in Munster haben sich bereits für einen dritten Weg entschieden: 

Sie wollen die Gebühren in massvollen Raten schon vorsorglich von allen 

Bürgern einziehen. Diese MIttel liessen sich über Jahre ansparen und stünden 

bei Bedarf als Rückstellung zur Verfügung. Fachleute sagen: Wiederkehrende 

Beiträge werden in regelmäßigen, meist jährlichen Abständen von allen oder 

einem abgegrenzten Kreis von Grundstückseigentümern erhoben und einem 

gemeinsamen Titel für Straßenausbauarbeiten in einem bestimmten Gebiet 

zugeführt. Dort ist das Geld dann sicher und Anlieger werden vor unliebsamen 

Überrraschungen bei Bauvorhaben geschützt. 

 

gez. 

Dietrich Wiedemann 

 

 

 

 

Zitat als Anhang: 

 

Die Stadt Husum geht einen anderen Weg. „Mit dem Modell der 

wiederkehrenden Straßenausbaubeiträge gilt man als Vorreiter.“ Der 

Bürgermeister sieht darin eine gerechtere Verteilung: Mehr Anwohner zahlen 

hier weniger Beiträge. Und das jedes Jahr. "Statt fünfstellig war es dann hoch 

zweistellig oder vielleicht ein dreistelliger Betrag mit einer eins vorweg. Also 

eine deutliche Reduzierung der finanziellen Belastung". 

(10.11.2020) https://www.ndr.de/fernsehen/sendungen/panorama3/Aerger-mit-Strassenbaubeitraegen-eine-Loesung-in-

Sicht,strassenausbaubeitrag134.html 
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Stadt Soltau 
Herrn Ratsvorsitzenden Volker Wrigge 
Herrn Bürgermeister Olaf Klang 
Poststr.12 
29614 Soltau   
 
 
 
   
 
                                                                                               Soltau, den 16.11.2022 
 
 
  
 
Sehr geehrter Herr Ratsvorsitzender Wrigge, sehr geehrter Herr Bürgermeister Klang, 
 
 
 
die CDU- Fraktion stellt den Antrag, auf die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen  
gegenüber den Anliegern der betreffenden Straßen zu verzichten und 
dementsprechend die Straßenausbausatzung der Stadt Soltau vom 18.September 
2014 aufzuheben.  
 
 
Begründung: 
 
Es ist für jeden erkennbar, dass wir uns in einer globalen Krisensituation befinden. Diese 
wurde zunächst durch die Corona-Pandemie hervorgerufen, fortgesetzt durch den Krieg in 
der Ukraine, der große Sorgen auch in unserem Land im Hinblick auf unser zukünftiges 
Leben hervorgerufen hat: Viele Menschen machen sich Sorgen um ihre finanzielle 
Situation, die Steigerung der Energiekosten ist nicht abzusehen und aufgrund der 
wirtschaftlichen Verhältnisse müssen viele Menschen auch mit wesentlich geringeren 
Einnahmen rechnen, man hat ernstzunehmende Existenzängste. 
In diesen Zeiten einzelne Anlieger auch weiterhin mit hohen und unerwarteten 
Anliegerbeiträgen zu belasten, halten wir nicht mehr für verantwortbar und zeitgemäß. 
Unsere Mitbürgerinnen und Mitbürger haben einen Anspruch darauf, Sicherheit im Hinblick 
auf zukünftige Ausgaben zu haben.  
Hinzu kommt, dass die Baukosten immens und unabsehbar steigen, man muss mit 
mindestens einer Verdoppelung der Kosten rechnen. 
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Auch der Solidaritätsgedanke ist zu berücksichtigen: Bei den zu sanierenden Straßen 
handelt es sich in der Regel um solche, die von allen Menschen in dieser Stadt genutzt 
werden. Es sind ja keine kleinen Anliegerstraßen oder Sackgassen, sondern nur die 
Straßen mit hoher Belastung bedürfen der Sanierung. 
 
Andere Möglichkeiten, die letztendlich eine Abwandlung der bisherigen 
Straßenausbaubeitragssatzung bedeuten, überzeugen uns nicht, weil nach wie vor die 
Heranziehung einzelner Bürgerinnen und Bürger beibehalten würde. 
 
Hinsichtlich der Finanzierung sind zunächst die allgemeinen Haushaltsmittel und die 
Steuereinnahmen heranzuziehen. Sollte sich in der Zukunft herausstellen, dass diese 
Mittel nicht ausreichen, müsste zu gegebener Zeit über eine Erhöhung der Grundsteuern 
A und B nachgedacht werden. 
 
 
 

 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 

 
       Heidi Schörken 
       Fraktionsvorsitzende 

   


